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Manfred Hildermeier, Professor für
Osteuropäische Geschichte an der
Universität Göttingen, ist einer der
weltweit angesehensten Spezialisten
für osteuropäische und russische Ge-
schichte. 2016 erschien bei C.H. Beck
die bereits 3. Auflage seines Standard-
werks „Geschichte Russlands. Vom
Mittelalter bis zur Oktoberrevolution“.1

1997, rund sechs Jahre nach dem Zer-
fall der UdSSR, legte Hildermeier die
„Geschichte der Sowjetunion“ vor, die
ebenfalls rasch zum Referenzwerk im
deutschen Sprachraum avancierte.
Beim hier besprochenen Werk handelt
es sich um die hundert Jahre nach der
Doppelrevolution von 1917 veröffent-
lichte zweite, überarbeitete und erwei-
terte Auflage.

Eine Überarbeitung war unumgäng-
lich, weil sich in den 1990er-Jahren, in
„einer Art ‚goldener Ära‘ für die Aufar-
beitung der Sowjetgeschichte“ (S. 15),
die vordem unzugänglichen Archive
öffneten und weil es eine enorme Zahl
an Veröffentlichungen, welche diese
Quellen auswerteten, zu berücksichti-
gen galt. Diese Arbeiten behandelten
insbesondere Ereignisse und Entwick-
lungen, welche das KP-Regime mit äu-
ßerst strenger Geheimhaltung belegt
hatte, z. B. den bäuerlichen Wider-

stand im Bürgerkrieg und danach.
Heute ist klar, dass die 90er-Jahre im
Hinblick auf den Umgang mit der Ver-
gangenheit und den Zugang zu den Ar-
chiven nur kurzfristig ein Fenster öffne-
ten. Mittlerweile sind die Archive – ein
Indiz für die Geschichtspolitik des neu-
en Regimes – wieder weitgehend ge-
schlossen worden, und NROs wie „Me-
morial“, die sich der Erforschung des
Stalin’schen Terrors und dem Geden-
ken der Opfer widmen, sind unter star-
ken staatlichen Druck geraten.

Die Erweiterung schlägt sich in ei-
nem zusätzlichen Kapitel über das
postsowjetische Russland bis 2016
nieder. Der Autor ortet „angesichts der
Renaissance eines zunehmend autori-
tären und nationalistischen Obrigkeits-
staates“ (S. 16) eine auffällige Konti-
nuität in langer Perspektive. Der frei-
heitliche Neubeginn nach dem Zusam-
menbruch des Putschversuchs vom
August 1991 erwies sich als kurzlebig.

Hildermeier konzentriert sich in sei-
nen Ausführungen auf die vier klassi-
schen Themen einer integrierenden
Gesellschaftsgeschichte: (Innen-)Poli-
tik, Wirtschaft, Soziales und Kultur. Nur
in groben Zügen und insoweit, wie sie
zum Verständnis der inneren Gesamt-
entwicklung nötig sind, werden hinge-
gen Außenpolitik und die Geschichte
der nichtslawischen Peripherien der
Sowjetunion behandelt.

Die zwölf chronologischen Großkapi-
tel stehen jeweils für sich allein, sind
also so gestaltet, dass sie einen Über-
blick über alle wichtigen Ereignisse,
Entwicklungen, Probleme und Struktu-
ren des jeweiligen Zeitabschnitts ge-
ben.

Weil das Publikum, an das sich der
Band richtet, nicht nur die Fachleute
sind, sondern auch die nicht fachlich
vorgebildete Leserschaft, war der Au-
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tor bemüht, die Darstellung über der
Deutung nicht zu kurz kommen zu las-
sen, dies freilich um den „Preis“ des
eindrucksvollen Umfangs von 1.180
Seiten Text.

Ansprüche der Oktoberrevolution

Den roten Faden, der sich durch das
ganze Buch zieht, bilden die Ansprü-
che, mit denen die bolschewistischen
Revolutionäre im Oktober 1917 die
Macht antraten und an denen das Re-
gime bis zuletzt festhielt, nämlich ins-
besondere, die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit und den materiellen Le-
bensstandard des Westens zu errei-
chen, und dies durch die Überwindung
des Kapitalismus und den Aufbau des
Sozialismus. Da die neuen Machtha-
ber schon in den ersten Jahren ihrer
Herrschaft die potenziellen Träger ge-
sellschaftlicher Selbstorganisation, die
Oppositionsparteien und die parteiin-
terne Opposition ausschalteten, muss-
te sich das Regime gefallen lassen, un-
eingeschränkt für das Ausmaß der
Zielerreichung verantwortlich gemacht
zu werden. Die anfangs formulierten
und verkündeten Ansprüche und Ziele
bildeten die wichtigste Legitimations-
grundlage des Einparteiregimes. Als
die wachsende Kluft zwischen An-
spruch und Realität in den 1970er-Jah-
ren immer offenkundiger wurde, geriet
das Regime in gravierende Legitima-
tionsprobleme, an denen es letztlich
auch scheiterte.

Schon die Reformen der Zarenzeit
ab den 1860er-Jahren (Kap. I), die
Auseinandersetzungen zwischen Au-
tokratie und den verschiedenen oppo-
sitionellen Strömungen und die Revo-
lution von 1905 kreisten um das Kardi-
nalproblem Russlands, die wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit und das mate-

rielle Lebensniveau der fortgeschritte-
nen Länder des Westens zu erreichen.

Unter den extremen Belastungen
des Ersten Weltkriegs konnte die Auto-
kratie den sozialen und politischen
Wandel nicht mehr unter Kontrolle hal-
ten. Die Februar- und die Oktoberrevo-
lution gaben unterschiedliche Antwor-
ten auf die Partizipationsansprüche
von Bürgern, Arbeitern und Bauern:
erstere in Gestalt eines demokrati-
schen Experiments (Kap. II), letztere
(zunächst) in Form der Räteverfassung.

Die erfolgreichen Umstürzler verkün-
deten im Oktober 1917 Aufgaben für
die nahe und ferne Zukunft. Sie defi-
nierten ihre Herrschaft über Leistun-
gen, die noch zu erbringen waren. „Un-
zulänglichkeiten der Gegenwart recht-
fertigten sich durch das Versprechen
einer bevorstehenden goldenen Zeit.“
(S. 18) Daraus bezogen die neuen
Machthaber ihre anfängliche Dynamik.

Die Beseitigung des wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklungsdefizits wur-
de zur raison d’être der neuen Herr-
schaft erhoben. An ihm musste sich
das sowjetische Modernisierungsregi-
me messen lassen. Das umso mehr,
als die KPR(B), die selbsterklärte
„Avantgarde der Arbeiterschaft“, den
Anspruch erhob, auf der Basis des
Marxismus-Leninismus im alleinigen
Besitz der Wahrheit zu sein, und sie die
Gewissheit verkündete, den einzig
richtigen Weg in die Zukunft zu ken-
nen, sowie die Entschlossenheit, ihn
gegen jeden Widerstand zu verfolgen.

Das Versprechen umfassender
Partizipation der Arbeiter und Bauern
über die Räte wurde freilich rasch be-
graben. Was die Bolschewiken für vie-
le Arbeiter und Bauern besonders at-
traktiv machte, war nicht das Verspre-
chen politischer Partizipation, sondern
die vielfältigen und umfangreichen
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Möglichkeiten sozialen Aufstiegs, in-
nerhalb der Roten Armee, der Partei,
aber insbesondere in der sehr schnell
wachsenden Bürokratie des neuen
Staats.

Schon in dem halben Jahr nach den
zwei Staatsstreichen – am 25.10.1917
gegen die Provisorische Regierung
und am 6.1.1918 gegen die Konstituie-
rende Versammlung – erfolgte ein fun-
damentaler Umbau der Herrschafts-,
Wirtschafts- und Sozialstrukturen
Russlands (Kap. III). Der von allen Sei-
ten mit äußerster Erbitterung geführte
Bürgerkrieg (1918-1921) zerstörte
dann, was von der überkommenen
Ordnung noch übrig geblieben war.
Der Kriegskommunismus stellte einen
Versuch dar, Wirtschaft und Gesell-
schaft umfassend zu kontrollieren und
alle verfügbaren Ressourcen der Rü-
stungsindustrie und der Kriegsführung
zuzuführen. „Am Ende des Bürger-
kriegs waren in der Tat ein neuer Staat,
eine neue Wirtschaftsordnung und
eine neue Gesellschaft entstanden, die
auch einer tiefgreifenden Veränderung
des Denkens und der gesamten geisti-
gen Welt den Boden bereiteten“, fasst
Hildermeier zusammen (S. 21).

Industrialisierungsstrategien

Vor dem Hintergrund der Hungerka-
tastrophe 1920-1922 und der gewalti-
gen, gegen den Sowjetstaat und des-
sen Zwangsrequirierungen gerichteten
Aufstände der Bauern, die zurück zur
1917/18 erkämpften Selbstverwaltung
der Gemeinden wollten, beschloss die
KPR(B) im Frühjahr 1921 eine weitge-
hende Neuorientierung der Wirt-
schaftspolitik, und zwar vom Kriegs-
kommunismus hin zum Markt und zu
Privatunternehmen, die sog. „Neue
Ökonomische Politik“ (NÖP). Im Rah-

men dieser hybriden, in ständiger Ver-
änderung begriffenen, in sich zutiefst
widersprüchlichen Wirtschaftsordnung
der Jahre 1921 bis 1928, die v. a. eine
Konzession an die Bauern darstellte,
fand eine Regulierung des Tausches
zwischen Stadt und Land über Markt-
preise und staatliche Steuern statt.2

Immerhin vermochte die NÖP (Kap.
IV) den Zusammenbruch der Landwirt-
schaft zu verhindern, die Ernteerträge
waren Mitte der 1920er-Jahre höher
als in der goldenen Ära des russisch-
ukrainischen Ackerbaus der 1900er-
Jahre, und die sowjetische Wirtschaft
in ihrer Gesamtheit wuchs schnell, frei-
lich ausgehend von sehr niedrigem Ni-
veau. Doch die politische Verfassung
blieb in dieser Zeit unverändert, das
Machtmonopol der KPdSU erfuhr kei-
nerlei Einschränkung. Nach Lenins
Tod 1924 wurden innerparteilich hefti-
ge Dispute über den künftigen sozio-
ökonomischen Kurs geführt. Oleg
Chlewnjuk weist in seiner Biografie
„Stalin“ (2015)3 darauf hin, dass der
Georgier, seit Anfang 1922 Generalse-
kretär des ZK, diese Konflikte ent-
schlossen vorantrieb, welche der kol-
lektiven Führung schließlich ein Ende
setzten: 1926 schloss das Politbüro Si-
nowjew, Kamenew und Trotzki aus.

Der gesellschaftliche, industrielle
und landwirtschaftliche Umbruch des
Jahre 1928-1933 (Kap. V und VI), die
Stalin’sche „Revolution von oben“, be-
deutete eine tiefe Zäsur in der Ge-
schichte der Sowjetunion. Sie schloss
die Zwangskollektivierung der Land-
wirtschaft, einen „großen Sprung“ in
der Industrialisierung um jeden Preis
und den Übergang zur zentralen Plan-
wirtschaft ein. Die Mittel zur Finanzie-
rung des enormen Investitionsvolu-
mens in Infrastruktur und Industrie wur-
den gewaltsam aufgebracht, nämlich
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durch die Senkung des ohnehin bereits
sehr niedrigen Lebensstandards der
Arbeiterschaft und einen „brutalen
Krieg gegen das Dorf“ (S. 1112), also
die Ausbeutung ländlicher Gebiete.
Kurz- und mittelfristiges Ziel des mas-
siven Ausbaus von Schwer- und Rü-
stungsindustrie war ein „wehrhafter
Sozialismus“, der dem über kurz oder
lang erwarteten Angriff kapitalistischer
Mächte würde standhalten können.

Die Zwangskollektivierung der Land-
wirtschaft erwies sich nicht nur kurzfris-
tig (Hungersnot 1932/33) als Katastro-
phe. Zur Sicherung eines Mindestma-
ßes an Ertrag musste Stalin 1935 in
der Kolchosordnung den einstigen
Bauern und nunmehrigen Landarbei-
tern einen Rest an privater Produktion
zugestehen. Die fortan geduldeten Ne-
benerwerbswirtschaften wurden zur
hauptsächlichen Lebensgrundlage der
Bauern. Langfristig begründete die
Zwangskollektivierung „eine dörfliche
Wirtschafts- und Sozialorganisation,
die den Mangel chronisch machte und
Russland auf die Dauer von einem Ge-
treideausfuhr- in ein Getreideeinfuhr-
land verwandelte“ (S. 1116). Alle spä-
teren Versuche, diese Leistungs-
schwäche der Landwirtschaft im Rah-
men der ideologisch vorgegebenen
Ordnung zu beheben, blieben ohne
dauerhaften Erfolg.

Um einen extrem hohen Preis an
Menschenleben, an millionenfacher
Zwangsarbeit und ein ungeheures
Maß an verschwendeten Ressourcen
gelang es jedenfalls, mittels Industriali-
sierungsschub und zentraler Planwirt-
schaft hohes extensives Wirtschafts-
wachstum zu erzielen und die seit
Jahrhunderten diskutierte und beklag-
te „Rückständigkeit in einer enormen
Kraftanstrengung vergleichsweise
schnell zu verringern“ (S. 1113). Und

der große Sprung der Industrie schuf –
gemeinsam mit der Verlagerung von
Produktionskapazitäten hinter den Ural
– die wirtschaftliche Grundlage für die
Abwehr des Angriffs der Hitler’schen
Invasionsarmeen 1941-1945 (Kap. VII)
und damit für den Aufstieg der Sowjet-
union zur Weltmacht.

In politischer Hinsicht bildeten Ein-
parteistaat, personale Herrschaft, Füh-
rerkult und Massenterror die Hauptele-
mente des Stalin’schen Regimes. Wor-
in sieht der Autor die Ursachen des
Massenterrors? „Diffuse Angst vor ‚Di-
versanten‘ in einer zunehmend kon-
fliktgeladenen, kriegsgefährlichen in-
ternationalen Situation in Verbindung
mit ideologischem ‚Reinheits‘-Wahn
und totalitärer Kontrollsucht überzeu-
gen gegenwärtig als denkbare Motive
am meisten“ (S. 22).

„Entwickelter Sozialismus“

Während Chruschtschow (1953-1964,
Kap. IX) – letztlich vergeblich – auf wirt-
schaftliche Reformen, sozialistische
Überzeugung und größere Meinungs-
freiheit gesetzt hatte, um den Erwar-
tungen der Bevölkerung entgegenzu-
kommen, bestand der implizite Gesell-
schaftskontrakt der Breschnew-Ära
(Kap. X) in der Hebung des Lebens-
standards als Gegenleistung für Ar-
beitseinsatz und Protestverzicht. Tat-
sächlich erreichte die materielle Ver-
sorgung des durchschnittlichen Sow-
jetbürgers in den späten 1960er- und
frühen 1970er-Jahren ihren Höhe-
punkt: „In der Retrospektive betrachtet,
erlebte die Nachkriegssowjetunion in
diesen Jahren sogar ihre ‚goldene
Zeit‘“ (S. 924).

Doch Mitte der 1970er-Jahre, das
zeigen inoffizielle russische Neube-
rechnungen des Wirtschaftswachs-
tums, verlor die sowjetische Volkswirt-
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schaft die Expansionskraft, die sie bei
allen Defiziten seit der „großen Wende“
Ende der 1920er-Jahre ausgezeichnet
hatte: Die durchschnittliche jährliche
reale Wachstumsrate ging von 5% in
den 50er- auf 4% in den 60er-Jahren
und 3% 1971-1975 zurück, fiel dann
aber auf unter 1% 1976-1985, und dies
trotz der beiden Ölpreissprünge und
der gestiegenen Rohstoffpreise, wel-
che der Sowjetunion höhere Exporter-
löse bescherten. Und in den späten
1980er-Jahren stagnierte die reale
Wirtschaftsleistung überhaupt. Auf-
grund der chronischen strukturellen
Mängel der Wirtschaftsordnung erwies
sich der Übergang von extensivem zu
intensivem Wirtschaftswachstum als
unmöglich. Infolgedessen war die sow-
jetische Volkswirtschaft trotz des enor-
men Reichtums an Rohstoffen nicht
mehr in der Lage, beide Aufgaben
gleichzeitig zu bewältigen: ein 3,7 Mio.
Mann starkes Heer zu unterhalten, im
Rüstungswettlauf immer kostspieligere
Waffensysteme zu produzieren, (ab
1979) in Afghanistan Krieg zu führen
und die wachsenden materiellen An-
sprüche der Bevölkerung zu erfüllen.

Zwar war das Bewusstsein wachsen-
der Rückständigkeit in der allgemeinen
ökonomischen Leistungsfähigkeit, in
den meisten Feldern der Technik und
im Konsumniveau gegenüber dem ka-
pitalistischen Systemgegner vorhan-
den, indes die Bereitschaft, daraus
praktische Konsequenzen zu ziehen
und grundlegende, die bestehende
Wirtschaftsordnung sprengende Re-
formen anzugehen – wie dies in der VR
China unter Deng Xiaoping ab 1978
der Fall war –, fehlte bei Breschnew
und den anderen Gerontokraten im Po-
litbüro.

Folglich konnten Partei und Staat
den impliziten Gesellschaftsvertrag ab

der 2. Hälfte der 70er-Jahre nicht mehr
einhalten: Die Werktätigen häuften
zwar Geld an, fanden aber wenig und
oft nicht das Gewünschte, was sie da-
für kaufen konnten. „Im Maße seiner
Unfähigkeit, ausreichend Konsumgü-
ter in angemessener Qualität zur Ver-
fügung zu stellen, büßte nicht nur die
Propaganda endgültig ihren Kredit ein.
Darüber hinaus wuchsen die Zweifel
an der Leistungsfähigkeit und Glaub-
würdigkeit des Regimes selbst“
(S. 940). Das Regime verlor also die
Loyalität seiner Bürger, konstatiert Hil-
dermeier.

Gorbatschow (Kap. XI: 1984-1991)
erlag der naiven Vorstellung, die bloße
Beseitigung zentraler Vorgaben und
Kontrollen reiche aus, um die blockier-
te Eigeninitiative in der Volkswirtschaft
zu entfesseln. Dass sich wenige Per-
sonen an strategischen Positionen mit
guter Vernetzung legal und illegal ex-
trem bereicherten, während die Mehr-
heit unter der Mangelwirtschaft litt und
in Armut versank, erkannte er zu spät.
Das Regime büßte das Vertrauen der
Menschen völlig ein. Gorbatschows
politische und ökonomische Reformen
hatten die Auflösung von Macht und
Autorität der Partei zur Folge.

„(D)ie Sowjetunion dankte mitten im
Frieden ohne äußere und bei minima-
ler innerer Gewaltanwendung sang-
und klanglos ab. Sie brach zusammen
wie das sprichwörtliche Kartenhaus,
implodierte gleichsam“ (S. 1111). Der
Untergang des sozialistischen Experi-
ments auf russischem Boden vollzog
sich zwischen 1985 und 1993.

Hildermeiers opus magnum zählt
zweifellos zu jenen Werken, die in der
Bibliothek eines an der Geschichte
Osteuropas und Russlands Interes-
sierten nicht fehlen sollten.

Michael Mesch
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1 Siehe die Rezension in: Wirtschaft und
Gesellschaft 39/3 (2013) 465-471.
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